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A. Allgemeine Ausführungen 
 

ZunäcPst möcPten wir uns für die GelegenPeit bedanken, zu dem genannten Gesetzentwurf 

Stellung nePmen zu dürfen.  

 

Allerdings möcPten wir aucP unseren Unmut über die gesetzte Frist zur StellungnaPme zum 

Ausdruck bringen. Der Gesetzentwurf ging per Mail auf der LandesgescPäftsstelle der Ge-

werkscPaft der Polizei NRW (GdP) am 11.04.2018 ein. Die Frist zur StellungnaPme läuft am 

25.04.2018 ab. AbgesePen von dem Umstand, dass sicP die GdP derzeit in den finalen Vorbe-

reitungsPandlungen zu unserem alle vier JaPre stattfindenden Landesdelegiertentag (24.-

26.04.2018) befindet, ist eine Frist von 14 Tagen (12 gürotage) deutlicP zu kurz, um zu solcP 

einem umfänglicPen Gesetzentwurf angemessen Stellung zu beziePen. Eine möglicPe Einbe-

ziePung von SacP- und FacPverstand aus unseren Untergliederungen ist in solcP einer kurzen 

Frist nicPt zu bewerkstelligen. Zumal wir in unserer StellungnaPme vom 12.01.2018 zum 

„NordrPein-WestfäliscPes DatenscPutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz EU“ (NRW DSAn-

pVG-EU) bereits auf das Erfordernis der Anpassung der datenscPutzrecPtlicPen gestimmun-

gen des PolG NRW Pingewiesen Paben.  

 

Aufgrund der Kürze der Zeit wird sicP die GdP NRW auf wenige Anmerkungen bescPränken, 

die sicP in erster Linie auf die praktiscPen Auswirkungen der neuen DatenscPutzbestimmun-

gen auf die Arbeit der Polizei bescPränken.  

 

GrundsätzlicP entPalten die Pier vorgesePenen Änderungen in Art. 1 (PolG NRW) Änderungen, 

die lediglicP die Umsetzung der europäiscPen bzw. der neuen DatenscPutzbestimmungen in 

NRW sind. ZusätzlicP sind einige Änderungen aufgrund der RecPtsprecPung des gundesverfas-

sungsgericPtes zum gKA-Gesetz (Urteil vom 20.04.2016 – gverfG 20.04.2016) und zur Antiter-

rordatei (Urteil vom 24.04.2016 – gverfG 24.04.2013) erforderlicP geworden.  

  

Insoweit die Gesetzgebung der EU zwingend umzusetzen ist, kann an dieser Stelle auf weitere 

Anmerkungen weitgePend verzicPtet werden. Die DSGVO gilt direkt als nationales RecPt und 

kann nur nocP ergänzt werden. Dies ist mit dem im Entwurf vorliegenden LandesdatenscPutz-

gesetz NRW erfolgt. LediglicP der bereicPsspezifiscPe DatenscPutz konnte darüber Pinaus im 

PolG NRW zusätzlicP geregelt werden.  

 

Insoweit werden wir unsere Anmerkungen auf die dem Landesgesetzgeber möglicPen und 

erfolgten bereicPsspezifiscPen Ergänzungen sowie die Regelungen zur Umsetzung der EU-

RicPtlinie bescPränken.  

 

Zu begrüßen ist in jedem Fall, dass der Gesetzgeber die GelegenPeit genutzt Pat, die unter-

scPiedlicPen Regelungen zu genacPricPtigungen, gericPtspflicPten, LöscPungspflicPten und 

der DatenscPutzkontrolle zu bündeln und einPeitlicP für verscPiedenste MaßnaPmen zu re-

geln.  

 

Diese gündelung und VereinPeitlicPung erleicPtert den RecPtsanwendern die täglicPe Arbeit.  

 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden aber wieder die Anordnungs- und Antragsregelungen 

aus nicPt nacPvollziePbaren Gründen spracPlicP und inPaltlicP unterscPiedlicP getroffen. 

Hier fordern wir im Sinne der Polizistinnen und Polizisten, die diese gesetzlicPen Regelungen 
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als Anwender bePerrscPen müssen, eine VereinPeitlicPung. 

 

Die GdP NRW scPlägt daPer vor, identiscPe Anordnungs- und Antragsvoraussetzungen im Ge-

setz zu formulieren. AucP fordern wir bei allen Normen,  eine identiscPe Regelung für die Fälle 

von GefaPr im Verzug.  

EinPeitlicP sollte in allen Normen die Formulierung „durcP die zuständige gePördenleitung 

oder eine beauftragte Leitungsperson des PöPeren Polizeivollzugsdienstes„ verwendet wer-

den. Im Einzelnen sind dies die Normen § 16 a Abs. 2, § 17 Abs. 3, § 18 Abs. 2 und 5,  § 19 Abs. 

2, § 20 Abs. 4, § 20 a Abs. 3, § 20 c Abs. 4, § 22a Abs. 5und § 34 c Abs. 6 

Dies gilt aucP für den im vorliegenden Gesetzentwurf nicPt aufgefüPrten § 12a. 

 

 

B. Zu den einzelnen Änderungen des Polizeigesetzes NRW (PolG NRW neu)  
 

 

Nr. 1 § 9 PolG neu  
 

Die Ausweitung der Zulässigkeit der DatenerPebung auf die Zustimmung des getroffenen ist 

ebenso folgericPtig wie die MöglicPkeit, dass zukünftig aucP Daten erPoben werden dürfen, 

die die betroffene Person öffentlicP gemacPt Pat.  

 

gei Abs. 4 gePen wir davon aus, dass die in der gegründung, gesonderer Teil zu Artikel 1, Nr. 2 

zu Abs. 5 entPaltene Anmerkung fälscPlicPerweise das DatenscPutzgesetz NRW in der bisPeri-

gen Fassung in gezug nimmt. Wir gePen davon aus, dass § 9 Abs. 4 PolG NRW in der bisPeri-

gen Fassung gemeint ist.  

 

Die StreicPung des bisPerigen § 9 Absatz 5 des PolG NRW erscPeint folgericPtig.  

 

Nr. 2 § 14 PolG neu  
 

Rein recPtssystematiscP können wir nacPempfinden, dass für erkennungsdienstlicPe Maß-

naPmen als Form der ErPebung besonderer Kategorien von Daten im Sinne des § 36 Nr. 18 

des DSG-NRW neu, die strengen Anforderungen der „unbedingten“ ErforderlicPkeit normiert 

werden müssen.  

 

Nr. 4 § 14 a PolG NRW neu  
 

Diese Regelung erscPeint nicPt nur folgericPtig, sondern inPaltlicP aucP geboten. 

 

Nr. 6 § 15 c PolG NRW neu  
 

Die StreicPung der gericPtspflicPt in Nrn. 7 bis 15:  

 

Da lediglicP redaktionelle bzw. systematiscPe Änderungen erfolgen: keine Anmerkungen 

 

Nr. 16 Allgemeine Anmerkungen zur Überschrift des zweiten Titels  
 

Wir Palten es für geboten, zwiscPen der ErPebungs- und der (Weiter)-verarbeitungsebene zu 
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unterscPeiden. Da die gefugnisnormen zur ErPebung ge-

trennt geregelt sind von denen zur Verarbeitung (Daten-

speicPerung, Datenveränderung und Datennutzung), ist es sinnvoll Pier aucP strukturell eine 

UnterscPeidung dieser Ebenen zu regeln. Dies ist vor allem desPalb erforderlicP, da der gegriff 

der „Verarbeitung“ gem. Art. 3 Nr. 2 der JI-RicPtlinie und der Umsetzung ins NRW-RecPt gem. 

§ 36 Nr. 2 DSG NRW neu aucP die ErPebung erfasst und daPer diese zwei Normierungsebenen 

verscPmilzt.  

 

 

Nr. 17 zu § 22 PolG NRW 
 

Die Neuregelungen, die erforderlicP sind, um die „PypotPetiscPe DatenerPebung (PyDaNe) ins 

Polizeigesetz einzufüPren, sind aufgrund der RecPtsprecPung des gundesverfassungsgericPtes 

zum gKAG (gVerfG 20.04.2018) alternativlos. Die Voraussetzung, dass die Weiterverarbeitung 

von Daten nur zu mindestens der ErPebung gleicPwertigen Zwecken erfolgen darf, ist nacP-

vollziePbar.  

 

Die AusfüPrungen in der Gesetzesbegründung zu § 22 PolG NRW neu sind nacPvollziePbar und 

daPer finden die gestimmungen dieser Norm die Zustimmung der GdP.  

 

Nr. 18 § 22 a PolG NRW neu 
 

Die gegründung ist nacPvollziePbar und die VereinPeitlicPung von Fristen absolut zu begrü-

ßen.  

 

Nr. 19 § 23 PolG NRW neu  
 

Dass besondere Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von § 36 Nr. 18 DSG NRW neu 

unter besondere Anforderungen gestellt werden („unbedingt erforderlicP“) ist aufgrund der 

Systematik der DSGVO und der DS-JI-EUZ nacPvollziePbar.  

 

Nr. 20 § 23 a PolG NRW  
 

Die Regelung erscPeint folgericPtig.  

 

Nr. 21 § 24 PolG NRW neu  
 

Eine notwendige Regelung, daPer keine Anmerkungen.  

 

Nr. 22 § 24 a PolG NRW neu  
 

Keine Anmerkungen.  

 

Nr. 23 § 26 PolG NRW neu  
 

Keine Anmerkungen  
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Nr. 24 § 27 PolG NRW neu  
 

FolgericPtige Regelung, da für die Polizei bereicPsspezifiscPe Regelungen gelten müssen.  

 

Nr. 25 §§ 28 und 29 PolG NRW neu  
 

Keine Anmerkungen 

 
Nr. 26 § 30 PolG NRW neu  
 

Keine Anmerkungen  

 

Nr. 27 § 32 PolG NRW neu  
 

Keine Anmerkungen  

 

Nr. 28 § 33 PolG NRW neu  
 

Die GdP begrüßt grundsätzlicP die gündelung der genacPricPtigungspflicPten. AucP die übri-

gen RegelungsinPalte finden unsere Zustimmung.  

 

§ 33 a PolG NRW neu  
 

Die grundsätzlicPe genacPricPtigungspflicPt bei DatenscPutzverletzungen begrüßen wir. RicP-

tig und wicPtig ist aus unserer SicPt, dass die erPeblicPe GefaPr für die bedroPten RecPtsgüter 

der EinscPätzung und Abwägung der Polizei unterliegt und damit sowoPl die WaPrscPeinlicP-

keit als aucP die ScPwere der eventuellen RecPtsgüterverletzung in das pflicPtgemäße Ermes-

sen gestellt wird.  

 

AucP die Implementierung des bereicPsübergreifenden LandesdatenscPutzrecPt aus § 48 Abs. 

2 DSG NRW neu ist zu begrüßen.  

 

§ 33 b PolG NRW neu  
 

Keine Anmerkungen, da lediglicP Konsequenz aus RecPtsprecPung des gVerfG zum gKA-

Gesetz.  

 

§§ 33 c und 34 c PolG NRW neu  
 

Nr. 30 zu § 68 PolG NRW neu  
 

Da die Regelung Konsequenz aus dem Urteil, des gVerfG vom 20.04.2016 ist, stePt die Rege-

lung nicPt zur Disposition. Insoweit Pat die GdP aucP keine Anmerkungen.  

 

Allerdings können wir nicPt nacPvollziePen, warum der Entwurf in Satz 2 für die §§ 20 a bis 20 

c (Abfrage von Telekommunikations- und Telemediendaten; Einsatz tecPniscPer Mittel bei 

Mobilfunkendgeräten; DatenerPebung durcP die ÜberwacPung der Telekommunikation) ei-

nen abweicPenden Turnus für die gericPtspflicPt festlegt (jäPrlicP statt alle zwei JaPre). Die 
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Eingriffstiefe z.g. bei § 18 PolG (DatenerPebung durcP den 

Einsatz tecPniscPer Mittel in oder aus WoPnungen) und die 

RecPtsgüterbetroffenPeit ist sicPerlicP vergleicPbar. Wenn das gVerfG Pier die gericPtspflicP-

ten alle zwei JaPre ausreicPen lässt, dann wird sicPerlicP aucP bei den §§ 20 a bis 20 c eine 

gericPterstattung alle zwei JaPre ausreicPen.  

 

Da durcP die Änderung des OgG neben den „datenscPutzrecPtlicPen“ Anpassungen aucP er-

weiterte gefugnisse im RaPmen der GescPwindigkeitsüberwacPung vorgesePen sind, fordern 

wir zu § 15 a „DatenerPebung durcP den offenen Einsatz optiscP-tecPniscPer Mittel“ eine Er-

gänzung in Absatz 1 als Nr. 3 wie folgt: 

 

Anmerkung: 
 

3. an einem Objekt und im unmittelbamen Umfeld Objektschutzmaßnahmen  nach dem Polizei-

dienstvomschmift 129 (PDV 129 „Pemsonen- und Objektschutz“) angeomdnet sind 

 

AngesicPts der Personalsituation der Polizei des Landes NordrPein-Westfalen und der aktuel-

len terroristiscPen und extremistiscPen gedroPung Palten wir als GdP NRW diese unterstüt-

zende und entlastende MaßnaPme im gereicP des ObjektscPutzes für zwingend erforderlicP. 

 
 
B. Zu den Änderungen des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden (OBG)  
 
Anmerkungen zu § 48 OBG neu  
 

Die VorgescPlagene Erweiterung der Zuständigkeitsregelung in § 48 OrdnungsbePördengesetz 

(OgG) setzt den bereits durcP die Vorgängerregierung bescPrittenen Weg fort, insbesondere 

die MöglicPkeiten zur GescPwindigkeitsüberwacPung aucP für kommunale Träger auszuwei-

ten. 

 

gereits mit der im Juli 2013 erfolgten Anpassung der VerwaltungsvorscPrift zu § 48 OgG wur-

den für die zuständigen KreisordnungsbePörden und Großen kreisangePörigen Städte im Sin-

ne des § 4 der Gemeindeordnung NRW die Voraussetzungen gescPaffen, dass diese bereits an 

GefaPrenstellen im Sinne des § 48 OgG und nicPt lediglicP an den wesentlicP enger definier-

ten UnfallscPwerpunkten GescPwindigkeitskontrollen durcPfüPren dürfen. Dies soll im ge-

nePmen mit der jeweils zuständigen KreispolizeibePörde, bzw. im gereicP der gundesauto-

baPnen im EinvernePmen mit der gezirksregierung, dem Landesbetrieb Straßenbau NRW und 

der Unfallkommission, gescPePen. 

 

MaßnaPmen, die zu einer ErPöPung des Kontrolldrucks insbesondere im gereicP von Ge-

scPwindigkeitsüberscPreitungen füPren, werden von der GewerkscPaft der Polizei NRW (GdP) 

grundsätzlicP begrüßt. gereits im ZusammenPang mit der Ausweitung der KontrollmöglicPkei-

ten 2013 Pat die GdP aber aucP darauf Pingewiesen, dass es durcP derartige MaßnaPmen 

nicPt zu einer Verringerung der Akzeptanz von MaßnaPmen zur GescPwindigkeitsüberwa-

cPung kommen darf.  
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Gerade weil die Kommunen und Kreise unmittelbar von 

gußgeldeinnaPmen profitieren, setzen sie sicP bei einer 

Ausweitung iPrer MaßnaPmen immer aucP dem im Einzelfall scPwer zu entkräftenden Vor-

wurf aus, primär nicPt das Interesse der VerkePrssicPerPeit, sondern fiskaliscPe Interessen zu 

verfolgen. Ziel der VerkePrsüberwacPung ist jedocP nicPt das Feststellen von Verstößen, son-

dern die Erzielung regelkonformen VerPaltens. Die gegründung des Gesetzentwurfs selbst 

bestätigt aus SicPt der GdP in diese RicPtung gePende gedenken ausdrücklicP, wenn darauf 

Pingewiesen wird, dass sicP Investitionen für die Kommunen „amortisieren“. Das wirkt sicP 

unmittelbar negativ auf die Akzeptanz nicPt nur kommunaler, sondern aucP polizeilicPer Ver-

kePrskontrollen aus. MaßnaPmen zur GescPwindigkeitsüberwacPung, die sicP amortisieren 

müssen, widersprecPen dem Ansatz fundamental.  

 

Die GdP fordert desPalb die ScPaffung einer zentralen gußgeldstelle, wie etwa in RPeinland-

Pfalz. Mit den dort aggregierten EinnaPmen können gezielt MaßnaPmen der Kommunen zur 

ErPöPung der VerkePrssicPerPeit gefördert werden.  

 

Die Ausweitung der KontrollmöglicPkeiten füPrt gerade aucP in finanzscPwacPen Kommunen 

dazu, dass MaßnaPmen nicPt selbst, sondern unter EinscPaltung privater Akteure durcPge-

füPrt werden. Hierbei werden je nacP Vertragsgestaltung sämtlicPe MaßnaPmen, von der 

geratung bei der AuswaPl des Standorts, über die ErricPtung und den getrieb der Anlage bis 

zur Auswertung der Daten von privaten Anbietern übernommen. Die Finanzierung erfolgt in 

der Regel über FallpauscPalen. LediglicP die Erstellung des gußgeldbescPeids selbst bleibt in 

den Händen der Kommune.  

 

Die Details der Vertragsgestaltung bleiben im Regelfall zwiscPen den Vertragspartnern unter 

VerscPluss und werden so der demokratiscPen Kontrolle und RecPenscPaftspflicPt weitge-

Pend entzogen. Da private VertragsunternePmen gewinnorientiert arbeiten, steigt durcP der-

artige Vertragsmodelle das Risiko im Sinne der VerkePrssicPerPeit nicPt sacPgerecPter Ent-

scPeidungen erPeblicP an. AucP das wirkt sicP unmittelbar negativ auf die Akzeptanz von Ver-

kePrskontrollen durcP die gürgerinnen und gürger aus.  

 

Die GdP fordert desPalb, dass die kommunale ÜberwacPung des fließenden VerkePrs aus-

scPließlicP (Planung, getrieb und Datenverarbeitung) mit eigenem Personal erfolgen darf.  

 


